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Einleitung 

Die reibungslose Zustellung von gerichtlichen Schriftstücken ist fiir ein zügiges 
Verfahren und effektiven Rechtsschutz von größter Bedeutung. Sie ist das In-
strument, mit dem die gegenläufigen, aber gleichwertigen Interessen der Verfah-
rensbeteiligten ausbalanciert werden müssen: Dem Beklagten verschaffi die Zu-
stellung rechtliches Gehör im Verfahren; der Kläger ist auf sie zur Durchset-
zung seines Justizgewährungsanspruchs angewiesen. 

Im internationalen Zivilprozeßverkehr werden diese individuellen Interessen 
überlagert durch die verbreitete Vorstellung, in der Zustellung liege ein staatli-
cher Hoheitsakt, dessen Vornahme die Souveränität anderer Staaten verletze!. 
Die Auslandszustellung, bei der das zuzustellende Schriftstück in das Ausland 
zu übermitteln und dort dem Adressaten zu übergeben ist, bedarf aus dieser Per-
spektive der Mitwirkung des anderen Staates2• Während der letzten hundert Jah-
re war man bemüht, diese Mitwirkung zu sichern und zu vereinfachen3. Die zu 
diesem Zweck abgeschlossenen Rechtshilfeverträge haben zwar den grenz-
überschreitenden Zustellungsverkehr in technischer Hinsicht um einiges er-

! So die offizielle deutsche Position, vgt. die Denkschrift zum HZÜ, BT -Drs. 7/4892, S. 38, 46; 
sowie jüngst das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 7.12.1994 zur HZÜ-
Zustellung US-amerikanischer punitive-damages-Klagen, BVerID NJW 1995, 649. Ebenso Schmitz, 
Fiktive Auslandszustellung, S. 12; Pfennig, Internationale Zustellung, S. I; Stürner, FS Nagel (1987), 
S.446, 455; ZölleriGeimer, ZPO, § 199, Rn. 3, aber auch Rn. 71; Wengier, Völkerrecht 11, S. 962; Ro-
senberg/Schwab/Gottwald, ZPR, § 73 I 2 (S.403); BaumbachiLauterbachiHartmann, ZPO, Übers 
§ 166, Rn. 2; a.M. Schack, IZVR, Rn. 589, 593 f.; kritisch auch Linke, IZPR, Rn. 219; KP. 
Mössle, Extraterritoriale Beweisbeschaffung, S. 255. 

2 Die direkte Postzustellung im Inland ohne Inanspruchnahme von Rechtshilfe ist danach 
unzulässig. Für Postzustellungen nach Deutschland ist dies durch den Widerspruch der Bundesre-
publik gegen die vereinfachten Zustellungsformen in Art. 8 und 10 HZÜ zementiert (§ 6 AusfG); 
im Wege einer "allseitigen Ausweitung" (ZölleriGeimer, ZPO, § 199, Rn. 4) dieses Vorbehaltes 
läßt die Rechtsprechung auch nicht zu, daß von Deutschland aus per Post zugestellt wird. 

3 Bereits die Haager Zivilprozeßübereinkommen vom 14.11.1896, RGBt. 1899, S. 285, und 
vom 17.7.1905, RGBt. 1909, S. 409 enthielten Regelungen der grenzüberschreitenden Zustellung. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden diese mit wenigen Änderungen in das Haager Übereinkom-
men vom 1.3.1954 über den Zivilprozeß, BGBt. 195811, S. 577 und 195911, S. 1388, übernom-
men. Seit 1979 gilt rur die Bundesrepublik das Haager Übereinkommen über die Zustellung ge-
richtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen vom 
15.11.1965, BGBt. 197711, S. 1452. Vgt. zu den Haager Übereinkommen Schack, Hundert Jahre 
Haager Konferenz rur IPR, RabelsZ 57 (1993), S. 224, 228 f., 230, 232 f., sowie 239 f. 
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leichtert4• Ein Einheitsrecht der internationalen Zustellung ist daraus jedoch 
nicht hervorgegangen. Noch immer hängt die Effektivität der Auslandszustel-
lung stark von der Kooperationsbereitschaft des anderen Staates ab. Das kann 
selbst im Verhältnis zu europäischen Nachbarstaaten zu erheblichen Verfah-
rensverzögerungen fiihren5• Ganz unmöglich ist die Auslandszustellung, wenn 
der Aufenthaltsort des Adressaten unbekannt ist. Häufig scheitert die Benach-
richtigung des ausländischen Adressaten aber auch an deutschen Reserven, sei 
es, daß die Weiterleitung von Zustellungsersuchen verweigert wird6, sei es, daß 
das Gesetz gänzlich auf die Zustellung verzichtet, wenn im Ausland zuzustellen 
wäre7• Der mit der Auslandszustellung verbundene erhöhte Aufwand und die 
ungewohnten Formalitäten belasten den Zustellungsbetreiber und die Justiz-
behörden8• Die Versuchung ist groß, diese Unsicherheiten zu prozeßtaktischen 
Verzögerungsmanövern zu nutzen9, die der Funktionsfiihigkeit des internatio-
nalen Rechtshilfeverkehrs nicht eben zuträglich sein dürften lO• Insgesamt ist 
festzustellen, daß eine Vielzahl von Zustellungssituationen im Rechtshilfever-
fahren nicht befriedigend gelöst werden kann. 

Dies ist um so bedenklicher, als die nationalen Grenzen auf grund der fort-
schreitenden weltwirtschaftlichen Verflechtung und der größeren persönlichen 
Freizügigkeit ihre Bedeutung im internationalen Wirtschaftsverkehr viel 
schneller verlieren als im Verfahrensrecht. Global operierende Wirtschaftsun-
ternehmen und Geschäftsleute nutzen diese Freiheit offener Grenzen. Eine fremde 

4 Zur internationalen Rechtshilfe vgl. Nagel, Rechtshilfeverkehr, S. 65 ff.; Pfennig, Interna-
tionale Zustellung, S. 21 ff. 

5 Vgl. die Ländertlbersicht zur Erledigungsdauer von Zustellungsersuchen bei RahmlKünkel/Breuer, 
Familiengerichtsverfahren, S. vrn 31, Rn. 42. 

6 So ist es bei der Forderungspfändung nach § 829 ZPO: Die Justizverwaltungsbehörden ver-
weigern die Weiterleitung von Ersuchen um Rechtshilfe bei der Zustellung von Drittschuldneranzeigen 
mit dem Argument, es sei nicht üblich, andere Staaten um Rechtshilfe zu ersuchen, wenn sie der eigene 
Staat in gleicher Situation nicht gewähre. Vgl. K.I. Mössle, Internationale Forderungspfändung, S. 111; 
Stöber, Forderungspfändung, Rn. 39;Schack, Rpfleger 1980,175,176. 

7 §§841,844Abs.2,875Abs.2ZPO. 
8 N ach einer Untersuchung aus dem Jahre 1984 mußte ein Fünftel der aus den USA eingehenden 

Zustellungsersuchen wegen formaler Mangel zUrtlckgewiesen werden; vgl. Koch, IPRax 1985, 245, 
255; s. auch die Falle des OLG Hamburg IPRspr. 1987, Nr. 170 =NJW-RR 1988, 1277 (diplomatische 
Zustellung nach Kanada durch "gerichtsinterne Ablaufe" verzögert) und des OLG Saarbrücken, IPRax 
1995,35 mit Anm. Hess, a.a.O., 16, 19 (gescheiterte HZÜ-Zustellung über die Grenze Frankreichs 
zum Saarland). 

9 Herausragendes Beispiel hierfllr ist der Fall des BVerfG NJW 1995,649, in dem es den Zustel-
lungsadressaten gelang, die Durchfilhrung der Zustellung durch Ausschöpfung aller Rechtsbehelfe und 
anschließender Einlegung einer Verfassungsbeschwerde zu verzögern. Hierzu Kronke, EuZW 1995, 
221; Morisse, RIW 1995,370; Geimer, EWiR 1995, 161; sowie Juenger/Reimann, NJW 1994, 3274; 
Koch/Diedrich, ZIP 1994, 1830; Bungert, EWiR 1994, 1111 zum Beschluß des BVerfG vom 
3.8.1994, NJW 1994,3281 = RIW 1994, 769 = ZIP 1994,1353, mit dem das Gericht die Zustel-
lung im Wege einstweiliger Anordnung zunachst untersagt hatte. 

10 Kritisch auch Kronke, EuZW 1995, 221: der internationale Rechtshilfeverkehr dürfe nicht 
zum "Exerzierfeld filr strategische Spielchen einzelner" Prozeßbeteiligter verkommen. 
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Staatsangehörigkeit oder ein ausländischer Verwaltungssitz stehen der Teilnahme 
am inländischen Markt nicht entgegen. In Deutschland leben ständig etwa sechs 
Millionen Ausländer, von denen sich weit über die Hälfte länger als zehn Jahre hier 
aufhalten, von denen viele aber auch nur kurzzeitig im Inland verweilenli. Ange-
sichts dieser Vielfalt der Zustellungssituationen dürften sich die Schwierigkeiten 
der Zustellungspraxis weiter verschärfen, wenn nicht flexible Instrumente zur 
Kommunikation mit den Verfahrensbeteiligten gefunden werden. Auch wenn die 
Gewährung gerichtlichen Rechtsschutzes in absehbarer Zeit eine nationale Aufga-
be bleibt, so müssen doch die erforderlichen technischen Mittel dem übernatio-
nalen Charakter der zu bewältigenden Materie angepaßt werden. 

Die Lücken im internationalen Zustellungsverfahren könnte die Inlandszu-
stellung schließen, bei der das zuzustellende Schriftstück im Inland an den Adres-
saten selbst, einen Zustellungsbevollmächtigten oder Vertreter übergeben wird l2. 
Auch Zustellungen an inländische Tochtergesellschaften, die Zustellung durch öf-
fentliche Bekanntmachung und die Zustellung durch Aufgabe zur Post gehören in 
diese Kategorie. Gemeinsames Kennzeichen dieser Zustellungsformen ist, daß der 
Eintritt der Zustellungswirkungen bereits im Zeitpunkt der Übergabe an die inlän-
dische Zwischenstelle unterstellt wird. Das hat den Vorteil, daß selbst bei ausländi-
schem Aufenthalt des Adressaten keine fremden Souveränitätsrechte berührt wer-
den. Die Zustellung kann also relativ unkompliziert bewirkt werden. Andererseits 
liegt genau darin auch die besondere Brisanz der Inlandszustellung: Mit ihr ist ein 
erhöhtes Risiko verbunden, daß der Zustellungsadressat keine oder keine rechtzei-
tige Kenntnis vom Inhalt des zugestellten Schriftstücks erlangt. Hier scheinen die 
individuellen, verfassungs- und menschenrechtlich abgesicherten Rechte des 
Adressaten bedroht13• Obwohl sich viele dieser Fragen unabhängig von der Aus-
ländereigenschaft des Zustellungsadressaten stellen - das Zustellungsrecht knüpft 
an den Wohnsitz, Aufenthaltsort oder Verwaltungssitz und nicht an die Staatsan-
gehörigkeit an - steht die Arbeit unter dem Titel "Inlandszustellung an Ausländer". 
Dieser Sammelbegriff mag angesichts der Bandbreite der Untersuchung unscharf 
wirken, weil auch Probleme der Inlandszustellung an Deutsche mit Aufenthalt im 
Ausland erörtert werden und umgekehrt die Zustellung an fremde Staatsbürger mit 
langjährigem inländischen Aufenthalt kaum Zweifelsfragen aufwirft. Er rechtfer-
tigt sich aber aus der Beobachtung, daß mit der ausländischen Staatsangehörigkeit 
typischerweise die Merkmale einhergehen, die bei der Durchfiihrung der Zustel-
lung besondere Aufinerksamkeit verlangen: So hat gerade der ausländische 
Adressat regelmäßig nur eine lockere Verbindung zum Forum-Staat; das zuzu-

11 Quelle: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1993, S. 72. 
12 Insofern mißverstandiich die Terminologie bei Schmitz, Fiktive Auslandszustellung. 
13 Z.B. bezeichnet Schlosser, FS Stiefel (1987), S. 683, 685, 687, die deutsche Zustellung durch 

Aufgabe zur Post als "legis1atio in fraudem legis internationalis". H. Roth, IPRax 1990,90, hält §§ 174, 
175 ZPO für "einen der rtlckstandigsten und ungerechtesten Teile der Zivilprozeßordnung". Ferner 
Schmitz, Fiktive Auslandszustellung, passim. 


